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Beschluss:

1. Das Mobilitätsreferat wird beauftragt, zusammen mit dem Landkreis Dachau 

eine Vereinbarung über die Beauftragung und Durchführung einer 

Machbarkeitsstudie Tram Moosach-Dachau zu erstellen und abzuschließen. 

Das 

Mobilitätsreferat wird darüber hinaus beauftragt, eine Vereinbarung mit allen 

Beteiligten über die Zusammenarbeit im Rahmen der Machbarkeitsstudie zu 

erstellen und abzuschließen.

2. Das Mobilitätsreferat wird beauftragt, die SWM/MVG über eine 

Inhousebeauftragung mit der Bearbeitung von Modul 2 und der begleitenden 

Beratung als technische Projektbeauftragte für die Module 1 bis 3 zu 

beauftragen.

3. Das Mobilitätsreferat wird beauftragt, den Auftrag Vergabe von 

Gutachterleistungen für die Machbarkeitsstudie der Tramverlängerung von 

Moosach nach Dachau in Zusammenarbeit mit dem Direktorium - HA II, 

Vergabestelle 1 

extern zu vergeben.

4. Die Vergabestelle 1 führt das Vergabeverfahren zur Beauftragung des/der 

externen AN*in zu den in dieser Vorlage genannten Bedingungen durch und 

erteilt den Zuschlag auf das wirtschaftlichste Angebot.

5. Das Mobilitätsreferat wird beauftragt, die Machbarkeitsstudie Tram Moosach-

Dachau in Zusammenarbeit mit dem Direktorium – HA II, Vergabestelle 1 in 

2023 zu vergeben und die Ergebnisse bis Ende 2024 dem Stadtrat 
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vorzulegen.

6. Einer erneuten Stadtratsbefassung bedarf es nicht, wenn aus 

vergaberechtlichen Gründen eine Änderung der Wahl der Vergabe- und 

Vertragsordnung, der Vergabeverfahrensart, der Eignungskriterien oder der 

Zuschlagskriterien erforderlich sein sollte, um Rügen abzuhelfen, 

Nachprüfungsverfahren 

abzuwenden oder zu beenden oder weil das Vergabeverfahren aus 

vergaberechtlichen Gründen aufgehoben werden musste.

7. Falls von der Klausel nach Nr. 6 Gebrauch gemacht wird, unterliegt dieser 

Beschluss der Beschlussvollzugskontrolle des zuständigen Fachreferats.


